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Kläger und Revisionsbeklagter,

ProzeßbeVOllmäChtj-gte:
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Beklagte und Revisionsklägerin,

Prozeßbev011mä0htigter:
an.......cooooooooocooooooo.oooccoo.ooo..

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Ver—
handlung vom 5. Juni 1984 in Berlin

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts

Duisburg vom 10. Januar 1980 — S 21 Kr 140/79 - aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das Sozialgericht zurückverwiesen.
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G r ü n d e :

Streitig ist die Dauer des Krankengeldanspruchs.

Der ursprünglich im Bergbau beschäftigt gewesene Kläger war

ab 4. Juli 4968 bei der Beklagten als Arbeiter pflichtver—

sichert (@ 465 Abs 4 Nr 4 der Reichsversicherungsordnung
-RVO—). Im Juni 4977 stellte er bei der Bundesknappschaft

_
einen Rentenantrag. Wegen Arbeitsunfähigkeit wegen derselben

Krankheit gewährte die Beklagte Krankengeld für 78 Wochen bis

7. Februar 4979 und anschließend — ab 8. Februar 4979 - bis

8. August 4979 für 26 Wochen. Die Bundesknappschaft hatte ihm

zuvor, nämlich ab 29. März 4978 statt der beantragten Rente

wegen Erwerbsunfähigkeit eine Rente wegen Berufsunfähigkeit

bewilligt, Wegegen der Versicherte Klage erhoben hat. Die

zweite BloCkfrist (% 485 Abs 2 RVO) begann am 25. Februar 4979

— während des Bezugs des Krankengeldes für 26 Wochen -.

Die Beklagte hat die Gewährung von Krankengeld über den

8. August 4979 hinaus mit der Begründung abgelehnt, daß die
Mitgliedschaft am 7. Februar 4979 erloschen sei. Das Sozial—

gericht (SG) hat die Beklagte verurteilt, Krankengeld über

den 8. August 4979 hinaus "bis zum Ablauf der Frist gemäß

5 485 Abs } RVG" zu gewähren. Zür Begründung wurde ausgeführt,
daß nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) ein

Anspruch auf.Krankengeld (bei Arbeitsunfähigkeit wegen dersel—

"'ben Krankheit) während einer neuen Blockfrist die Mitglied-

sChaft des Vérsicherten voraussetze, so daß auch Rentenantrag—

steller (als formal Pflichtversicherte) einen Anspruch auf
Krankengeld während einer weiteren Blockfrist haben könnten._

Hier sei der Kläger nur deshalb nicht Mitglied geworden, weil

das knappSchaftliche Sonderrecht eine Mitgliedschaft der Rent—

ner nicht Versehe. Der Rentenantragsteller in der knappschaft—

"lichen Rentenversicherung müsse aber nach Art 5 des Grundge-

"setzes (GG) den übrigen Rentenantragstellern gleichgestellt
werden.
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Mit der zugelassenen Sprungrevision macht die Beklagte geltend,
daß der Kläger aus der Mitgliedschaft bei ihr - der Beklagten —
ausgeschieden sei, ohne daß sich eine Mitgliedschaft in der
Krankenversicherung der Rentner angeschlossen habe.

Die Beklagte beantragt„

das Urteil des Sozialgerichts Duisburg vom
40. Januar 4980 - S 24 Kr 440/79 — aufzuheben

und die Klage abzuweisen. ‘

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Hierzu wird vorgebracht: Es erscheine willkürlich und verstoße

auch gegen das SozialStaatsprinzip, wenn der Kläger, obwohl er
sich schon lange v0m Bergbau abgekehrt habe, gemäß % 402 Abs 2 '

des Reichsknappschaftsgesetzes (EKG) auf eine Zuständigkeit ver—
wiesen werde, die ihn gegenüber anderen Rentenantragstellern

schlechter stelle. Im übrigen erscheine es auch zweifelhaft, ob.

der Erlaß des Reichsarbeitsministeriums (RAM) vom 22. August 4942

- dessen Fortgeltung durch Art 2 5 2a Abs 4 des Knappschafts—

rentenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (KhVNG) vom 24. Mai 4957

(BGBl I S 555) ausdrücklich bestätigt wurde — mit dem Gleichheits—

grundsatz vereinbar sei. Schließlich habe es die Beklagte auch

“versäumt, den Kläger über sein Recht zur freiwilligen Weiterver—

sicherung zu belehren.

„II

’ Die Revision ist im Sinne der Zurückverweisung begründet. Die
Zurückverweisuhg war geboten, weil die Bundesknappschaft notwen-

dig beizuladen war. Dié'Notwendigkeit der Beiladung ergibt sich

aus der Bestimmung des-$ 75 Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG),

die das BSG auf-eine zulässige Revision von Amts wegen zu be—

achten hat (BSGSozR 4500 %'75*SGG'NI‘4). Danach sind andere Ver-
' sicherungsträger beizuladen, wenn sich im Veriahren ergibt, daß
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sie bei der Ablehnung des AnSpruchs als leistungspflichtig in

Betracht kommen. Diese Voraussetzung ist hier gegeben. Der'

Kläger war mit der Zustellung des knappschaftlichen Renten—

bescheides bei der knappschaftlichen Krankenversicherung ver-

sichert (BSG 5 RKn 9/74 vom 26. Februar 1975, SozR 2600 5 49

Nr 2; BSG 8b/‘5 RK 7/78“ vom 29. Juni «979,80z12 2200 5 483 EVO

'Nr 24). Als zustähdiger Versicherungsträger kommt‘daher die
Bundesknappschaft statt der Beklagten in Betracht. Die Lei—

'stungspflicht der neuen Ka3se aus der bestehenden Mitglied—

schaft geht grundsätzlich einer eventuellen Leistungspflicht

der alten Kasse aus derbeendeten Mitgliedschaft, zB bei nach—

géhehden Ansprüchen des Versicherten,vor (vgl BSGE 28, 202,

205, 204 = SOzR Nr 6 zu 5 212 EVO; BSGE'48, 235, 257 # SozR

2200 € 506 RVO Nr 5; BSG 5 RK 8/80 vom 28. April 1981).

Stand dem Kläger -
Was zwischen den Beteiligten unstreitig

“ist —“Zu Béginn der zweiten, für die Dauer des Krankengeldes '
nach 5”185 Abs 2 RVQ maßgeblichen Dreijahresfrist, nämlich“ '

am 23. Februar 1979, ein Anspruch auf Krankenpflege deshalb

zu, weil die nach 5 185 Abs 1 Satz 2 EVO für den Bezug von
'Kranke■pflsge geltende Frist von 26 Wochen nach dem Aus-

“scheiden aus der bei der Beklagten bestehenden.Pflichtver-

sicherung noch nicht abgelaufen war, dann hatte der wegen

derSelben Krankheit weiterhin arbeitsunfähige Kläger — worüber

Sich die Betéiligta1ebenfalls einig sind — nach der stän—
'digen Rechtsprechung des Senats auch einen Anspruch auf" ‘

"Krankengeld‘(38GE 45, 44, 45). Dieser im Rahmen des nach- ‘

" gehenden Anspruchs der Krankenpflege wiederentstandene Kranken-

geldanspruch endet nicht schon nach 26 Wochen. Wie der Senat

bereits in Seinem Urteil 5 RK 94/65 Vom 20. Dezember 4966

CBSGE'26,’S7, 59) entschieden hat, gilt 5 185 Abs 1 Satz 2

'RVO,'wonaCh die sbnst ohne zeitliche Begrenzung gewährte

Krankenpflege spätestens 26 Wochen naCh dem Ausscheiden endet,

niCht für das Krankengeld. Eine kürzere Dauer der Kranken—

'pflege gegenüber dem Krankengeld wird, wie der Senat dazu aus—
geführt hat, durch den Umstand gerechtfertigt, daß jemand,

der nUr behandlung3bedürftig ist, die Möglichkeit hat, eine

neue versicherungspflichtige Beschäftigung einzugehen, während
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ein arbeitSunfähig Erkrankter diese Möglichkeit nicht hat und
' daher auf das Krankengeld angewiesen ist. Diese Recht$ansicht,

wonach 5 183 Abs 1 Satz 2 EVO nicht die Dauer des Krankengeld-

anspruchs berührt, wird auch nicht dadurch in Frage gestellt,

daß der Senat bei seiner obengenannten Rechtsprechung zur Neu—

entstehung des Krankengeldanspruchs an den Krankenpflegeanspruch

des $ 485 Abs 1 Satz 2 EVO angeknüpft und dabei dessen primäre
Bedeutung hervorgehoben hat. Denn mit dem Hinweis auf die Nach—
geordnetheit des Krankengeldanspruchs ist weder etwas über die

Anspruchsdauer ausgesagt noch wird damit der für die unterschied—

liche Dauer maßgebliche Rechtsgrund eingeschränkt.

Die beizuladende Bundesknappschaft könnte daher verpflichtet sein,

Krankengeld über den 8. August 1978 hinaus für die restliche

Dauer von 78 Wochen zu gewähren.

Der Rechtsstreit war somit zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das SG zurückzuverweisen.
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Das SG wird auch über die Kosten des Revisionsverfahrens

mitzuentscheiden haben.
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